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CH-3003 Bern, KMU-Forum 

Verordnungspaket Umwelt Herbst 2026: Änderung der Chemikalien-Risikoreduktions-

Verordnung 

Sehr geehrte Damen und Herren 

Anlässlich ihrer Sitzung vom 12. Februar 2026 hat sich unsere ausserparlamentarische Kom-
mission mit dem Entwurf zur Änderung der Chemikalien-Risikoreduktions-Verordnung 
(ChemRRV) im Rahmen des Verordnungspakets „Umwelt Herbst 2026” befasst. Wir danken 
Herrn Simon Liechti, Leiter der Abteilung Luftreinhaltung und Chemikalien des BAFU, sowie 
Herrn Dr. Henry Wöhrnschimmel, Sektionschef Industriechemikalien beim BAFU, für ihre Teil-
nahme an dieser Sitzung, bei der sie uns die Grundzüge des Entwurfs vorgestellt haben. Un-
sere Kommission wird lediglich zu zwei spezifischen Elementen des Entwurfs Stellung neh-
men, die Auswirkungen auf KMU haben dürften. 

Ausnahme vom Cassis-de-Dijon-Prinzip bezüglich Lebensmittelkontaktmaterialien 

In der Vorlage wird eine über das EU-Recht hinausgehende Regelung für Lebensmittelkon-
taktmaterialien (Einwegteller und -becher, Trinkhalme, Rührstäbchen, Backpapier oder Pa-
pierbackformen usw.) entworfen, sofern sie an private Verwender abgegeben werden. 

Die Voraussetzungen gemäss Art. 4 Abs. 3 Bst. a und b des Bundesgesetzes über die techni-
schen Handelshemmnisse für eine Ausnahme vom Cassis-de-Dijon-Prinzip sind unserer Mei-
nung nach in diesem Fall jedoch nicht erfüllt. Da die vorgesehene Massnahme nur eine äus-
serst geringe Anzahl von Fällen betreffen würde, ist die Anforderung bezüglich der Erforder-
lichkeit nicht erfüllt. 

Das Cassis-de-Dijon-Prinzip ist ein wichtiges Instrument zur Vermeidung technischer Handels-
hemmnisse. Es fördert die Harmonisierung der technischen Vorschriften der Schweiz mit jenen 
der EU, unserem grössten Handelspartner. Eine Zunahme von Ausnahmen für zahlreiche ge-
ringfügige Fälle würde einen hohen administrativen Aufwand und Kosten für Wirtschaftsak-
teure, insbesondere für KMU, bedeuten. Zudem würde eine solche Tendenz das auf Geset-
zesstufe verankerte Cassis-de-Dijon-Prinzip untergraben und es mit der Zeit ineffektiv ma-
chen. 

Aus all diesen Gründen lehnen die Mitglieder des KMU-Forums eine solche Ausnahme 
ab. Sie fordern, dass die entworfene Ziffer 7 von Art. 2 Bst. a der Verordnung über das 
Inverkehrbringen von Produkten gestrichen wird. 

Per E-Mail 

polg@bafu.admin.ch 

Bundesamt für Umwelt (BAFU)  
Worblentalstrasse 68 
3063 Ittigen 

Sachbearbeiter/in: mup 
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Vorschriften zu Perfluoroctansulfonsäuren (PFOS) und ihren Vorläuferverbindungen 

Gemäss dem Entwurf (Ziff. 1.2, Abs. 2 des Anhangs 1.16) dürfen ab dem 01.01.2028 nur noch 
Gegenstände wie Maschinen, Fahrzeuge und elektronische Geräte sowie deren Bestandteile 
in die Schweiz gebracht werden, wenn sie den Höchstgehalt von 0,0000025 Prozent PFOS 
(oder 0,0001 Prozent PFOS-Vorläuferverbindungen) nicht überschreiten. Der aktuelle Höchst-
gehalt liegt bei 0,1 Prozent PFOS.  

Unsere Mitglieder sind der Meinung, dass die neuen Werte viel zu niedrig angesetzt 
sind. Wir fordern deshalb, dass der aktuelle Höchstgehalt von 0,1 Prozent PFOS beibe-
halten wird. Während Chemikalien in der Regel homogen sind, bestehen Gegenstände wie 
Maschinen, elektronische Geräte usw. aus vielen bis sehr vielen Teilen. Da sich die entworfe-
nen neuen Höchstgehalte im Bereich von Verunreinigungen befinden würden, müssten Her-
steller und Importeure in Zukunft alle Teile prüfen, ob sie möglicherweise Spuren von PFOS 
enthalten, und diesbezüglich sehr komplizierte und kostspielige Abklärungen vornehmen.  

Ein grosses Problem wäre bei importierten Gegenständen aus Amerika oder Asien zu erwar-
ten. Da diese Länder derart strenge Normen nicht kennen, ist nicht davon auszugehen, dass 
die dort tätigen Wirtschaftsakteure über die erforderlichen Daten verfügen, die als Beweis für 
die Einhaltung der neuen, sehr restriktiven Höchstgehalte in der Schweiz nötig wären. Dieses 
technische Handelshemmnis hätte zur Folge, dass zahlreiche Waren aus diesen Regionen 
nicht mehr in die Schweiz eingeführt werden könnten.  

Die vorgeschlagene Regelung stellt insbesondere ein Problem für den Import von Ersatzteilen 
dar. Würde ein Ersatzteil einer in der Schweiz bereits betriebenen Maschine, die mehrere Mil-
lionen Franken gekostet hat, die künftigen, sehr strengen Grenzwerte überschreiten, könnte 
die Maschine unter Umständen nicht mehr genutzt werden. In der Verordnung fehlen Ausnah-
men für solche Fälle. 

In der Schweiz werden Gegenstände überwiegend einer thermischen Entsorgung zugeführt, 
bei der etwaige PFOS vollständig zerstört werden. Mit dem aktuellen Höchstwert ist die Ge-
fahr, dass für Menschen und die Natur gefährliche Mengen an PFOS vorkommen oder wäh-
rend der Nutzung der Gegenstände freigesetzt werden, äusserst gering. Die Bedingungen für 
strengere Höchstgehalte sind unter diesen Umständen unserer Meinung nach nicht erfüllt. 

Ebenso wie bei den Vorschriften bezüglich PFOS fordern wir, dass alle Höchstgehalte 
für Gegenstände und deren Bestandteile gemäss Anhang 1.16 auf 0,1 Prozent festgelegt 
werden. 

Analyse der Auswirkungen auf Unternehmen 

Im Jahr 2011 hat unsere Kommission vom Bundesrat den formellen Auftrag erhalten, im Rah-
men von Vernehmlassungsverfahren zu prüfen, ob die Bundesämter bei der Ausarbeitung von 
Vorlagen und im Rahmen der obligatorischen Regulierungsfolgenabschätzung eine Messung 
der Regulierungskosten für Unternehmen sowie eine KMU-Verträglichkeitsanalyse (bezüglich 
des administrativen Aufwands etc.) durchgeführt haben, und deren Ergebnisse zu beurteilen1.  

Die im Anhang 1.16 entworfenen neuen Höchstgehalte für PFOS und deren Vorläuferverbin-
dungen hätten, wie bereits erwähnt, weitreichende Auswirkungen auf Schweizer Unterneh-
men. Diese werden im erläuternden Bericht jedoch nicht erwähnt. Wir fordern, dass entspre-
chende Analysen durchgeführt und deren Ergebnisse bis zur nächsten Ämterkonsulta-
tion im erläuternden Bericht dargestellt werden. Bezüglich der Ausnahme vom Cassis-de-

 

1 Siehe: Bericht des Bundesrates vom 24.08.2011 «Die administrative Entlastung von Unternehmen: Bilanz 2007–
2011 und Perspektiven 2012–2015», Massnahme 2 (S. 23). 

https://www.google.com/url?sa=t&rct=j&q=&esrc=s&source=web&cd=&ved=2ahUKEwi9iIfqouORAxVG1gIHHWL-CbQQFnoECBcQAQ&url=https%3A%2F%2Fwww.seco.admin.ch%2Fdam%2Fseco%2Fen%2Fdokumente%2FStandortfoerderung%2FKMU-Politik%2FAdministrative_Entlastung%2FDie%2520administrative%2520Entlastung%2520von%2520Unternehmen%2520Bilanz%25202007%2520-%25202011%2520und%2520Perspektiven%25202012%2520-%25202015.pdf.download.pdf%2FDie_administrative_Entlastung_von_Unternehmen_Bilanz_2007_2011_und_Perspektiven_2012_2015.pdf&usg=AOvVaw3woaNg6mlQf16Y00voTJaX&opi=89978449
https://www.google.com/url?sa=t&rct=j&q=&esrc=s&source=web&cd=&ved=2ahUKEwi9iIfqouORAxVG1gIHHWL-CbQQFnoECBcQAQ&url=https%3A%2F%2Fwww.seco.admin.ch%2Fdam%2Fseco%2Fen%2Fdokumente%2FStandortfoerderung%2FKMU-Politik%2FAdministrative_Entlastung%2FDie%2520administrative%2520Entlastung%2520von%2520Unternehmen%2520Bilanz%25202007%2520-%25202011%2520und%2520Perspektiven%25202012%2520-%25202015.pdf.download.pdf%2FDie_administrative_Entlastung_von_Unternehmen_Bilanz_2007_2011_und_Perspektiven_2012_2015.pdf&usg=AOvVaw3woaNg6mlQf16Y00voTJaX&opi=89978449
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Dijon-Prinzip für Lebensmittelkontaktmaterialien fehlen Angaben dazu, welche Mengen betrof-
fen wären. Diese Information ist essenziell, um die Erforderlichkeit der Ausnahme zu substan-
tiieren. Auch hier müssten entsprechende Analysen durchgeführt und deren Ergebnisse bis 
zur nächsten Ämterkonsultation im erläuternden Bericht und im Formular des SECO bezüglich 
Ausnahmen vom Cassis-de-Dijon-Prinzip dargestellt werden. 

Wir hoffen, dass unsere Empfehlungen berücksichtigt werden und stehen für Fragen gerne 
zur Verfügung. 

Mit freundlichen Grüssen 

                             

Daniela Schneeberger  Martin Saladin  
Co-Präsidentin des KMU-Forums  Co-Präsident des KMU-Forums 
Nationalrätin, Vizepräsidentin  Vizedirektor und Leiter der Direktion für 
des Schweizerischen Gewerbeverbands  Standortförderung des Staatssekretariats 
 für Wirtschaft SECO   
 
 
 
Kopie an: Ressort Nichttarifarische Massnahmen des SECO 


